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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Suchtmittel

Als erster Kanton nahm Genf eine äusserst restriktive Regelung der Tabak- und
Alkoholwerbung an. Diese wird sowohl im öffentlichen Raum wie in privaten Räumen,
die von der Öffentlichkeit eingesehen werden können, verboten. Vertreter der
Liberalen Partei und des Gewerbes drohten mit Referendum oder
Verwaltungsgerichtsbeschwerde. Letztere wurde im Oktober beim Bundesgericht
eingereicht. 1

KANTONALE POLITIK
DATUM: 05.10.2000
MARIANNE BENTELI

Für die Raucherinnen und Raucher wird die Luft in der Schweiz immer dünner.
Verschiedene Kantone (BE, BL, JU, SG) nahmen parlamentarische Vorstösse an, die ein
generelles Rauchverbot in öffentlich zugänglichen geschlossenen Räumen
(vorderhand noch mit Ausnahme von Restaurants und Bars) verlangen. Der Kanton
Tessin ging noch einen Schritt weiter. Auf Antrag der Regierung nahm der Grosse Rat
eine Gesetzesänderung an, welche das Rauchen in allen Gastrobetrieben untersagt, also
in Restaurants, Bars, Cafés, Nachtlokalen und Diskotheken, nicht aber in sämtlichen
Hotelzimmern; die Lega dei Ticinesi kündigte umgehend das Referendum an. Ende Juni
gaben die öffentlichen Transportunternehmen bekannt, dass mit dem Fahrplanwechsel
am 11. Dezember alle Raucherabteile in den Zügen der SBB, der BLS und der RhB
aufgehoben werden; das Rauchverbot gilt auch für Schalterhallen, nicht ausreichend
durchlüftete Perrons und für geschlossene Räume auf Schiffen. Ersten Berichten
zufolge wurde das Rauchverbot positiv oder zumindest gelassen aufgenommen. 2

KANTONALE POLITIK
DATUM: 22.02.2005
MARIANNE BENTELI

Den Raucherinnen und Raucher in der Schweiz weht zusehends ein rauerer Wind
entgegen. Im März stimmten die Stimmberechtigten des Kantons Tessin mit einer
Mehrheit von fast 80% einer Änderung des Gastgewerbegesetzes zu, die ein generelles
Rauchverbot in öffentlich zugänglichen geschlossenen Räumen verfügt, also auch in
allen Gastrobetrieben, es sei denn, diese verfügten über ein abgeschlossenes und
belüftetes so genanntes Fumoir; die Lega hatte gegen die Gesetzesänderung das
Referendum ergriffen. Im November befürwortete auch eine Mehrheit der
Stimmberechtigten des Kantons Solothurn in einer Variantenabstimmung (Rauchverbot
in Räumen, die der Kantonsverwaltung unterstellt sind, vs. generelles Rauchverbot in
allen öffentlich zugänglichen Räumen, also auch in der Gastronomie) mit einer Mehrheit
von rund 60% die schärfere Variante, wobei auch hier abgetrennte Räume für Raucher
weiterhin zugelassen werden. 3

KANTONALE POLITIK
DATUM: 27.11.2006
MARIANNE BENTELI

Nach den Kantonen Tessin und Solothurn machten nun auch Graubünden und
Appenzell-Ausserrhoden Ernst im Kampf gegen den blauen Dunst. In Graubünden
hatte der Grosse Rat im April einstimmig einen Gesetzesentwurf genehmigt, wonach in
Schularealen, Schulsportanlagen, Freizeitzentren und Betreuungsstätten für Kinder und
Jugendliche ein generelles Rauchverbot eingeführt wird; Restaurants sind ebenfalls
grundsätzlich rauchfrei, dürfen aber in separaten Räumen „Fumoirs“ einrichten. Gegen
das Gesetz war das Referendum eingereicht worden. Mit einer satten
Zweidrittelmehrheit hiessen es die Bündner Stimmbürgerinnen und Stimmbürger aber
gut. In Appenzell- Ausserrhoden fiel der Entscheid weniger deutlich aus. Nur rund 54%
der Stimmberechtigten votierten für ein Rauchverbot in allen öffentlich zugänglichen
Räumen. Gleich wie im Kanton Solothurn im Vorjahr, setzte sich auch hier die schärfere
Variante durch, wenn auch nur ganz knapp: demnach gilt in allen Gaststätten generell
ein Rauchverbot, wobei auch hier in abgetrennten Räumen „Fumoirs“ gestattet sind.
Das neue Gesundheitsgesetz verbietet Werbung für Alkohol und Tabak auf öffentlichem
Grund; an Jugendliche unter 16 Jahren dürfen zudem keine Raucherwaren mehr
verkauft werden. 4

KANTONALE POLITIK
DATUM: 26.11.2007
MARIANNE BENTELI
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Ungeachtet der Diskussion um ein nationales Rauchverbot, schritt der Prozess in den
Kantonen weiter voran. Nach den Kantonen Tessin, Solothurn, Graubünden und
Appenzell-Ausserrhoden verbot Genf als fünfter und erster Kanton in der Romandie das
Rauchen in öffentlichen Räumen. Fast 80% der Stimmenden hiessen die Volksinitiative
„Passivrauchen und Gesundheit“ gut. Das Rauchverbot im Kanton Genf geht weiter als
in den anderen Kantonen, da es auch abgetrennte Raucherräume untersagt. In
Restaurants, Bars, Diskotheken und der Verwaltung darf künftig nicht mehr geraucht
werden. Eine Konzession musste den Rauchern auf Weisung des Bundesgerichts
gemacht werden und betrifft die Pflegeanstalten und Gefängnisse, wo das Rauchen in
gewissen Räumen zugelassen wird. 5

KANTONALE POLITIK
DATUM: 26.02.2008
LINDA ROHRER

Ein sehr knappes Ergebnis erzielte der Kanton Basel-Stadt, wo die Befürworter eines
weitgehenden Rauchverbotes mit nur 2874 Stimmen Vorsprung siegten. Erlaubt sind
hier nur unbediente Fumoirs. Etwas eindeutiger war das Ergebnis im Kanton Zürich, wo
56,6% der Stimmenden die Volksinitiative „Schutz vor Passivrauchen“ guthiessen. Hier
sind abgetrennte Raucherräume ebenfalls erlaubt. Ein Gegenvorschlag des Kantonsrats,
der Restaurants mit höchstens 35 Plätzen vom Verbot ausnehmen wollte, lehnte die
Zürcher Stimmbevölkerung ab. Eine Niederlage mussten die Befürworter des
Nichtraucherschutzes im Kanton Nidwalden hinnehmen. Hier sagte die
Stimmbevölkerung zwar Ja zu einem Rauchverbot in öffentlichen Räumen, Gaststätten
sind aber davon ausgenommen. Sie müssen lediglich deklarieren, ob Rauchen erlaubt
ist oder nicht. 6

KANTONALE POLITIK
DATUM: 30.09.2008
LINDA ROHRER

In einer dritten Abstimmungswelle im Jahr 2008 nahmen auch die Kantone Waadt,
Freiburg und Wallis ein Rauchverbot an. Im Kanton Wallis gilt ab 2009 in allen
geschlossenen öffentlichen oder öffentlich zugänglichen Räumen ein Rauchverbot. Das
Rauchverbot wurde im kantonalen Gesundheitsgesetz klar mit 75,7% verankert.
Unbediente Raucherräume in Restaurants sind jedoch erlaubt. In den Kantonen
Freiburg und Waadt setzte sich mit 63% resp. 69% Zustimmung ebenfalls der
Gegenvorschlag der Behörden durch, der den Gastgewerbebetrieben unbediente
Fumoirs erlaubt. 7

KANTONALE POLITIK
DATUM: 01.12.2008
LINDA ROHRER

1) LT, 13.6.00; TG, 5.10.00.
2) 24h, 22.2.05; SoZ, 24.2.05; BZ, 22.6.05; Presse vom 30.6.; Blick, 19.7.05; NZZ, 8.8.05; Presse vom 13.10. und 6.12.05; NZZ,
19.12.05.
3) Presse vom 13.3.06. ; Presse vom 27.11.06.
4) BüZ, 16.7. und 26.11.07 (GR); NZZ und SGT, 26.11.07 (AR).
5) Presse vom 25.2. und 26.2.08.
6) Presse vom 29.9. und 30.9.08.
7) Presse vom 1.12.08.
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